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Die Entscheidung der Landesregierung
zur späteren Übernahme des Tarifergeb-
nisses auf die Beamtinnen und Beamten ist
für uns nach wie vor völlig inakzeptabel
und unzumutbar. Das haben wir, die stän-
dig für andere und für diese Politik den
Kopf hinhalten, nicht verdient! Diese Ent-
scheidung zeugt nicht nur von Gering-
schätzung, sondern auch von Kurzsichtig-
keit.

Aber kurz zur Geschichte.
Die Tarifverhandlungen in Potsdam

verliefen zwar zäh und anstrengend, doch
im Ergebnis zufriedenstellend.

Insgesamt sind 5,6% Einkommensplus
für die Angestellten in den Jahren 2013
und 2014 in Zeiten, die von einem Spar-
wahn beherrscht werden, doch ein kleiner
Erfolg. Hochinteressant ist vor allem,
wie was wie hoch gegengerechnet wird. So
entspricht ein Urlaubstag mehr oder weni-
ger rund 0,25% Einkommensplus oder
-minus.

Leider war aber bereits zu diesem Zeit-
punkt klar, dass für uns, die Beamten/-in-
nen im Land, der Kampf jetzt erst beginnt.
Hatte unser Finanzminister doch bereits
im Januar den Handlungsspielraum auf
1,5% beschränkt.

Die Regierungskoalition hatte die
Übernahme des Tarifergebnisses zwar auf
den Beamtenbereich angekündigt – so
steht es auch im Koalitionsvertrag – aber
auch unmissverständlich klargemacht,
dass sie den Staatshaushalt weiter auf Kos-
ten der Beamtinnen und Beamten sanie-
ren wollen. Der Verhandlungsspielraum
im Lande reichte demnach nur noch von
einer inhaltsgleichen, aber zeitversetzten
und sozial gestaffelten Übernahme bis zu
einer Nullrunde, wie sie insbesondere von
den Hardlinern der „Grünen“ immer wie-
der gefordert wurde und immer noch wird.

Deren Rechnung lautet ganz einfach:
„Drei Nullrunden im Land für den öf-

fentlichen Dienst und der Landeshaushalt
wäre saniert bzw. ausgeglichen.“

Alleine schon dieses Ansinnen zeigt,
welchen Stellenwert unsere Arbeit in de-
ren Augen hat. Das hat mit neuer Offen-
heit und Verhandlungen auf Augenhöhe
nichts, aber rein gar nichts zu tun. Ein Ta-

rifabschluss für die Beamten/-innen in
NRW, der bis A 12 eine sozial gestaffelte
Übernahme enthält und ab A 13 für 2013
und 2014 eine Nullrunde bedeutet, war
genauso eine Steilvorlage wie das Angebot
des baden-württembergischen Beamten-
bundchefs Volker Stich, „eine Verschie-
bung der Übernahme des Tarifabschlusses
um ein Jahr (also de facto eine Nullrunde
für 2013) könne man durchaus hinneh-
men“. Da frage ich mich wirklich, ob Herrn
Stich noch bekannt ist, was z. B. eine Poli-
zistin/ein Polizist in A 8 verdient, besser
gesagt bekommt.

Aber wie gesagt, mit diesem zusätzli-
chen Ballast lässt sich nur schwer verhan-
deln. Die Landesregierung in NRW hatte
wenigstens so viel Charakter, dass sie auch
die Gehälter der Minister und Staatssekre-
täre sowie die Diäten der Abgeordneten
ebenfalls zwei Jahre nicht anheben will.

Davon ist unsere Landesregierung ja
weit entfernt. Wenn es ums Sparen geht,
fallen auch ihr immer nur ihre Bedienste-
ten ein. Der eigene Geldbeutel ist tabu.

Dieses Spiel kennen wir zur Genüge,
denn seit 1982 wurden unsere Erhöhungen
um insgesamt 44 Monate verschoben! Zu-
sammen mit allen weiteren Kürzungen
und Verschlechterungen kommen wir in
dieser Zeit gut auf ein ¾ Milliarde €, die
wir alleine zur Haushaltssanierung beige-
tragen haben. Eine riesige Summe, um die
wir der Einkommensentwicklung in der
„Freien Wirtschaft“ hinterherhinken. Das

tut einfach nur weh, hat mit Wertschätzung
nichts mehr zu tun und macht den öffentli-
chen Dienst alles andere als attraktiv.

Trotz aller Einwände kam nur eine
deutlich zeitlich versetzte Übernahme des
Tarifabschlusses zustande.

Demnach soll die Besoldungserhöhung
für die unteren Besoldungsgruppen bis
einschließlich A 9 um sechs Monate verzö-
gert, also zum 1. Juli angepasst werden, die
Gruppe bis einschließlich A 11 zum 1. Ok-
tober und ab A 12 wird für 2013 eine Null-
runde verordnet. Für diese Gehaltsgrup-
pen gibt es eine Übernahme erst zum
1. Januar 2014. Besonders schlimm ist, dass
man die „A12er“ mit „B 6“ gleichstellt.
Doch damit nicht genug, die Landesregie-
rung hat bereits jetzt schon festgelegt, dass
diese Staffelung auch für die Jahre 2015/
2016, also in die nächsten Tarifverhandlun-
gen hineingreifen sollen.

So etwas hat es noch nie gegeben! Eine
Regelung im Vorgriff ist ein Affront.

Da hilft auch nicht, dass die grünen
Kräfte der Landesregierung ihr eigentli-
ches Ziel, eine zweijährige Nullrunde,
nicht erreicht haben, denn zu Beginn die-
ses Jahres wurde uns bei der Freien Heil-
fürsorge und der Beihilfe schon einmal
kräftig in den Geldbeutel gegriffen.

Wer rechnen kann, stellt schnell fest,
dass die Entscheidung der Landesregie-
rung de facto eine Nullrunde darstellt,
denn die Inflationsrate kann nicht einmal
von denen ausgeglichen werden, die „nur“
um ein halbes Jahr verschoben werden!
Für den Rest bedeutet das keine Null-,
sondern eine Minusrunde.

Das ist schlichtweg nicht annehmbar,
insbesondere mit Blick auf weitere geplan-
te Einschnitte.

Wir werden das Menschenmögliche
tun, dieses Ergebnis noch zu verbessern.
Zur Not müssen wir halt wirklich wieder
auf die Straße – nur dann ist mehr Unter-
stützung und Interesse gefordert, als beim
bundesweiten Aktionstag am 5. März. Im-
merhin hat dieser Warnstreik ein durchaus
akzeptables Ergebnis gebracht – nur leider
nicht für uns, die Beamten/-innen des Lan-
des Baden-Württemberg. Zumindest bis-
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her nicht. Beim Hinweis auf die Finanzsi-
tuation der Bediensteten hat die Landesre-
gierung uns als Gewerkschaftern ganz
schnell vorgerechnet, dass die 1:1-Über-
nahme das Land 500 Millionen € kosten
würde und dass hierfür dann 10 000 Stel-
len gestrichen werden müssten. Wobei wir
davon ausgehen, dass die Stellenstreichun-
gen damit noch lange nicht vom Tisch sind.

Fast könnte jemand auf die Idee kom-
men, zu empfehlen, die Polizei ganz abzu-
schaffen.

Da würde das Land richtig Geld sparen
und die Kriminalstatistik wäre endlich
dort, wo manche sie schon lange haben
wollen.

Wenn es in Gesprächen um Einschnitte
im Beamtenbereich geht, nützen gerade
die Grünen jede Gelegenheit, auf die
staatsbürgerlichen Pflichten der Beamtin-
nen und Beamten hinzuweisen. Wir aber
fragen: wo bleibt die Fürsorgepflicht des
sogenannten Dienstherrn seinen Beamtin-
nen und Beamten gegenüber? Hat die,
wenn es ums Geld geht, Pause? Oder wird
sie tatsächlich nur in der Rechtschreibung
groß geschrieben?

Interessant ist auch, dass immer nur die
Opposition lautstark auf unserer Seite ist.
Als die CDU unsere Gehaltserhöhungen
geschoben oder ganz gestrichen haben,
wetterten selbst die Grünen im Landtag
lautstark und wortreich dagegen, an der
Spitze der damalige Fraktionsvorsitzende
W. Kretschmann. Nun sind die Rollen um-
gekehrt und ein damaliger Befürworter
der Einschnitte bei den Beamten, nämlich
der Fraktionsvorsitzende der CDU, Peter
Hauck, macht sich nun für die zeit- und in-
haltsgleiche Übernahme stark. Die Grü-
nen dagegen würden uns am liebsten gar
nichts geben. Verkehrte Welt oder einfach
nur Politik der Regierenden?

Wie das Statistische Landesamt in Ba-
den-Württemberg festgestellt hat, haben
sich die dem Land Baden-Württemberg
nach der Verteilung der Steuern auf Bund,
Länder und Gemeinden zustehenden kas-
senmäßigen Steuereinnahmen im Jahr
2012 um 2,4 Milliarden € oder 8,7% gegen-
über dem Vorjahr erhöht. Die Steuerein-
nahmen betragen somit 29,7 Milliarden €.
Der Anteil der gemeinschaftlichen Steu-
ern liegt bei 27,6 Milliarden € (+ 8,8%);
an reinen Landessteuern nahm der Fiskus
2,1 Milliarden € (+ 7,3%) ein.

Durch die Verschiebung der Besol-
dungserhöhung in 2013 und 2014 werden
aus den anfangs genannten 44 Monaten,
50, 54 bzw. 56 Monate.

Bleibt abzuwarten, was die Landtagsab-
geordneten mit ihren Diäten machen wer-

den. Diese orientieren sich ja bekanntlich
nicht an Tarifabschlüssen sondern am sog.
INDEXIERUNGSVERFAHREN. Nach
diesem Verfahren werden die Diäten auto-
matisch alle zwölf Monate neu berechnet.
Das Statistische Landesamt teilt dem
Landtag eine Maßzahl mit, die sich an der
allgemeinen Einkommensentwicklung im
öffentlichen Dienst UND in der FREIEN
WIRTSCHAFT orientiert, danach erhö-
hen sich dann in schöner Regelmäßigkeit
auch die Diäten. Schon rund einen Monat
nach Amtsantritt unserer neuen Landesre-
gierung erhöhten sich die Diäten zum ers-
ten Mal, ein zweites Mal exakt zwölf Mo-
nate später.

Also eine Erhöhung innerhalb von
zwölf Monaten exakt um 7,79%. Die
nächste Erhöhung der Diäten steht für
Juni 2013 an.

So was wünschen wir uns auch. Das
könnte auch für die Besoldungsanpassung
der Beamten ein gangbarer Weg werden.
Es sei denn, man möchte sich der Spar-
schweine der Nation nicht entledigen.

Nur, ohne Kampf werden wir das nicht
(nie) erreichen. Darum sind mehr denn je
Solidarität (auch wenn es noch so abgedro-
schen klingt), Fantasie und Initiative gefor-
dert.

Wir kämpfen weiter, auch wenn die
Rahmenbedingungen noch so schlecht
sind. Dafür stehen wir, das ist Aufgabe ei-
ner Gewerkschaft.

„Gewerkschaft“ aber sind wir alle und
große Ziele können wir nur gemeinsam er-
reichen.

In diesem Sinne grüßt Euch Euer
Rüdiger Seidenspinner
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AUS DER REDAKTION

Die Landesredaktion ist unter der
E-Mail-Adresse redaktion@gdp-bw.de
zu erreichen.

Bitte alle Artikel, die in der Deut-
schen Polizei, Landesjournal, oder in
der GdPdigit@l veröffentlicht werden
sollen, an diese E-Mail-Adresse sen-
den.

In dringenden Fällen erreicht Ihr
uns auch unter der Telefonnr. 0 15 25/
3 45 43 84.

Der Redaktionsschluss für die Juni-
Ausgabe 2013 des Landesjournals
Baden-Württemberg ist Freitag, der
3. Mai 2013, und für die Juli-Ausgabe
2013, Freitag, der 7. Juni 2013.

Nicht rechtzeitig zum Redaktions-
schluss eingesandte Artikel können
von uns leider nicht mehr berücksich-
tigt werden.

Zur einfacheren Bearbeitung bitten
wir um Übersendung von unforma-
tierten Texten ohne Fotos, diese bitte
separat zusenden.

Wolfgang Kircher und Thomas Mohr

AUS DEN KREISGRUPPEN

JHV der Kreisgruppe
Freiburg LPD

Die Jahreshauptversammlung 2013, zu
der auch der Landesvorsitzende Rüdiger
Seidenspinner sein Kommen zugesagt
hat, findet am Mittwoch, dem 22. Mai
2013, um 17.00 Uhr statt. Dazu laden wir
alle Mitglieder der KG Freiburg LPD
und der ehemaligen KG AkadPol,
Dienstort Freiburg, in den Alemannen-
saal im DG der LPD Freiburg, Bissierstr.
1 in Freiburg, herzlich ein.

Herzliche Grüße,
Harald Baldinger, Vorsitzender



5 – 2013 Deutsche Polizei 3

Am Donnerstag, dem 28. März, haben
sich unsere Kripoexperten (mit dem Ar-
beitstitel: Kripogipfel) erneut mit dem Lei-
ter des QP 5, Kriminalitätsbekämpfung,
Ltd. KD Schatz und KR Ebert, getroffen.
In einer sehr offenen, aber auch kritischen
Atmosphäre wurden die Themen, die der
Kriminalpolizei im Lande unter den Fin-
gernägeln brennen, besprochen.

Gleich zu Beginn stellten wir klar, dass
auch dieses Projekt einen „Pferdefuß“
hat. Wie alle Reformen zuvor gibt auch
diese Strukturreform einen restriktiven
landeseinheitlichen Aufbau vor, der wie-
derum keinen Spielraum für örtliche Be-
sonderheiten und Aufgabenschwerpunk-
te lässt. Offensichtlich will man wieder
nicht auf die Einwände und Vorschläge
der Praktiker eingehen. Insbesondere die
fast schon krampfhafte, flächendeckende
Einführung von Kriminaldauerdienst
und Verkehrsunfallaufnahmedienst führt
in weiten Bereichen zu großen (personel-
len) Schwierigkeiten. Projektleiter Schatz
sieht allerdings durchaus Spielräume vor
Ort. Allerdings müssten lage- oder aufga-
benorientierte Abweichungen vor dem
Hintergrund örtlicher Besonderheiten
begründet werden. Wir äußerten unsere
Befürchtung, dass alleine schon diese
Vorgabe davon abhält, vom landesein-
heitlichen Aufbau abzuweichen.

Vor den eigentlichen Fachthemen gin-
gen wir kurz auf die allgemeine Personal-
situation ein. Die Reform zeige jetzt
schon, dass das Personal offensichtlich
nicht ausreicht, um alle Arbeitsbereiche
funktionsfähig auszustatten. Außerdem
hat der Personalmangel in der Fläche,
insbesondere in den Streifendiensten, in
den letzten Jahren ständig zugenommen.
Ltd. KD Schatz sieht da allerdings weni-
ger ein Personal- als ein Personalvertei-
lungsproblem. Er tendiere eher dazu, die
Parameter zu überprüfen und ggfs. nach-
zubessern. „Erschwerend“ kommt die
Möglichkeit zur Verlängerung der Le-
bensarbeitszeit hinzu, die eine nicht uner-
hebliche Auswirkung auf eine verlässli-
che Personalplanung hat.

Die anschließende Diskussion reicht
von dem tatsächlichen Einsparpotenzial
dieser Möglichkeit für das Land über die
Forderungen der GdP (Streichung des
10%-igen Zuschlages als Beitrag zur Sa-
nierung des Landeshaushaltes) bis hin zu
den (negativen) Auswirkungen auf die

Personalplanung. Schatz spricht sich für
Stellenklarheit aus, weshalb derzeit bei-
spielsweise die (Dauer-)Abordnungen
zum LKA bereinigt werden. Dasselbe
gelte aber auch für das Land. Im Land
werden in der neuen Struktur rund 400
Kollegen/-innen von S zu K abgeordnet
sein, während rund 100 Kollegen/-innen
von K- auf „S-Stellen geführt werden“.

Wie nicht anders zu erwarten, kamen
wir gleich zum Haupt-(reiz-)thema: Kri-
minaldauerdienst (KDD). Hier scheinen
die Meinungen doch noch sehr weit aus-
einander zu liegen. Unbestritten ist je-
doch, dass sich die Einführung eines
KDD bei der Bayerischen Polizeireform
nach anfänglichen Schwierigkeiten in
den dortigen Strukturen inzwischen als
Erfolgsmodell darstellt.

Allerdings sehen wir, im Gegensatz
zur Projektleitung, große Probleme bei
der Rekrutierung von geeignetem Perso-
nal für den KDD. Während sowohl
Schatz als auch Ebert positive Signale aus
den Workshops mitgenommen haben,
geben wir zu bedenken, dass nach unse-
ren bisherigen Erfahrungen ein Großteil
des Personals „zwangsrekrutiert“ wer-
den muss. Eine fehlende Aufgabenbe-
schreibung, die Vorgabe: „lagebildorien-
tierter Dienst“, ein offensichtlich viel zu
geringer Personalansatz (hier „schielen“
die Verantwortlichen wohl auf eventuell
fehlende POLAS-Anzeigen) und fehlen-
de berufliche Perspektiven halten viele
potenzielle Bewerber/-innen zurück. Ins-
besondere die Formulierung „lageorien-
tierter Dienst“ schreckt ab, da sie die Ge-
fahr des „Missbrauches als Verfügungs-
masse“ beinhaltet bzw. an „moderne
Sklaverei“ erinnert.

Um den KDD vielleicht doch noch auf
die Erfolgsspur zu bringen, erheben wir
klare Forderungen:

– Nicht nur das positive Fazit zum
KDD aus dem Evaluationsbericht der
Bayerischen Polizeireform übernehmen,
sondern auch aus den Anfangsfehlern, zu
wenig und zu unerfahrenes Personal zu
rekrutieren, zu lernen.

– Daher muss der KDD
(wie die Inspektionen und
Kommissariate auch) perso-
nell und technisch so (gut)
ausgestattet werden, dass er in
sich lebens-/funktionsfähig ist,
d. h. ohne ständige personelle
Verstärkung aus anderen
Dienstgruppen oder gar Ab-
ordnungen!

– Fahndung darf nicht als
Rückfallebene missbraucht
werden.

– Anreize für erfahrene Kol-
legen/-innen müssen geschaf-
fen werden, dies sind u. a. be-

rufliche Perspektiven, z. B. eingewiesene
DGL-Stellen analog des Streifendien-
stes, Zugeständnisse bei der Arbeitszeit
und zeitliche Befristung für die Verwen-
dung im KDD.

Wir prognostizieren, dass dieses Di-
lemma bereits nach Abschluss der Erfas-
sungsphase des IBV ersichtlich sein wird.
Die dann feststehende Zahl der Freiwilli-
gen für den KDD, auf die Projekte herun-
tergebrochen, wird unsere Befürchtun-
gen bestätigen.

Ltd. KD Schatz verweist auf den Ent-
wurf eines Rahmengeschäftsverteilungs-
planes, sieht aber kaum eine Möglichkeit
und eigentlich auch keine Notwendig-
keit, zusätzliche Anreize für den KDD zu
schaffen. Eine Leiterfunktion ähnlich
DGF ist aus seiner Sicht nicht erforder-
lich, da der KDD hauptsächlich in selbst-
ständiger Sachbearbeitung verrichtet
werde und kaum Führungsaufgaben nö-
tig seien. Er werde jedoch persönlich dar-
auf achten, dass der KDD in der neuen
Struktur auch funktioniert. Ziel sei au-
ßerdem, die Fachkarriere (neuer Begriff
für Sachbearbeiterkarriere) zu realisie-
ren. Ein erster Schritt dazu sei es, die Be-
urteilungsrichtlinien anzupassen bzw. an
den neuen Gegebenheiten auszurichten.

Kripogipfel erneut beim Projektleiter
Kriminalitätsbekämpfung
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Kripogipfel im Gespräch, v. l. n. r.: Gundram Lottmann,
Harald Steinhart, Annette Geiger, Hans-Jürgen Ahms,
Rüdiger Seidenspinner, Ltd. KD Schatz, KR Ebert
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Die Personalzuschnitte der zukünftigen
Präsidien lassen wieder getrennte Ver-
gleichsgruppen zwischen Schutz- und
Kriminalpolizei zu. Auch sind zukünftig
wieder getrennte Stellenhaushalte denk-
bar. Allerdings gibt er auch zu bedenken,
dass die Erfüllungsstände in den einzel-
nen Besoldungsgruppen bei K durchweg
höher seien als bei S. Deshalb müsse die-
ser Schritt sorgfältig abgewogen werden.

Eine klare Absage erteilten alle Betei-
ligten dem Ansinnen, K-Beamte/-innen

bei AH-Einsätzen, also in den AH-Ein-
heiten, einzusetzen. Da die Kriminalpoli-
zei schon jetzt grundsätzlich bei allen
Einsätzen lage- und aufgabenorientiert
eingeplant ist, kann sich eine darüber hin-
ausgehende Verwendung höchstens auf
absolute Ausnahmefälle beschränken.

Deutliche Kritik haben wir an der der-
zeitigen Personalplanung geübt. Wäh-
rend jede Reform mehr Führungsfunk-
tionen für den höheren Dienst gebracht
habe, werden die Perspektiven für den
gehobenen Dienst, insbesondere bei K,
immer schlechter. Der Dienst bei der Kri-
minalpolizei werde immer unattraktiver,
weil die Beförderungschancen bei S deut-
lich besser seien. Außerdem kritisierten
wir erneut die starren Vorgaben für die
Flächendienststellen. Ltd. KD Schatz er-
widerte, dass die derzeitigen Personalbe-
rechnungen nach bestem Wissen und Ge-
wissen aufgrund der derzeitigen Sachlage
erstellt wurden. Wörtlich: „Wir starten
mit der derzeitigen Personalplanung im
Januar 2014“ und das Projekt lasse aus-
drücklich Nachbesserung/-steuerung zu.
Ihm selbst schwebe ein möglichst flexib-
ler, lage- und aufgabenorientierter Auf-
bau vor. Wenn „K neu“ stehe und gestar-
tet wurde, werde zeitnah und fortlaufend
überprüft, ob die Strukturen in der Praxis
so funktionieren. Für ihn gelte der
Grundsatz, dass wir in die neue Struktur

hineinwachsen können. Wir hielten je-
doch dagegen, dass Äußerungen wie z. B.
die des Gesamtprojektleiters: „erst die
Organisation, dann der Mensch“ oder ei-
nes Verantwortlichen bei einer DASTA-
Veranstaltung: „Erst muss der Tanker
fahren und dann können wir nach der So-
zialverträglichkeit gucken“ nicht nur ver-
unsichern, sondern geradezu Ängste
schüren. Wir verwiesen erneut auf die po-
litischen Zusagen einer sozialverträgli-
chen Umsetzung der Polizeireform und
der (inzwischen unterschriftsreifen)
Dienstvereinbarung dazu. Wir „drohten“
auch erneut an, auf die Personalvertre-
tungen einzuwirken, keinen zweifelhaf-
ten Personalmaßnahmen zuzustimmen
und damit „den Tanker zu stoppen oder
zumindest ins Trudeln zu bringen“.

Ähnliches gelte für die Sachausstat-
tung. Schon jetzt fehlen überall PCs und
die Kollegen/-innen müssen auf freie Ar-
beitsplätze warten. Die zu befürchtende
dezentrale Unterbringung wird dieses
Problem noch verschärfen. Daher unsere
Forderung nach einer tatsächlich ausrei-
chenden Sachausstattung. Schatz sagte
zu, dieses Problem im Auge zu behalten.
Vorgesehen seien beispielsweise Räume
und Ausstattungen zur dezentralen Aus-
und Fortbildung. Wir hielten dagegen,
dass geeignete „Soko-Räume“ mit ent-
sprechender Ausstattung wichtiger wä-
ren. Dies werde, so Schatz, im neuen Mu-
sterraumprogramm verankert.

Im Zusammenhang mit dem KDD
wurde auch das Thema Arbeitszeit um-
fassend diskutiert. Während Schatz hier
dringend Regelungsbedarf sieht, verwies
unser Landesvorsitzender darauf, dass
dies parallel zur Strukturreform nur un-

nötig zusätzliche Unruhe mit sich bringen
würde. Zu unterschiedlich sind die Vor-
stellungen und Anforderungen im Land.
Außerdem sei in der Vergangenheit ge-
nügend Zeit gewesen, die Arbeitszeit zu
regeln. Vor einer Neuregelung sollte erst
einmal die Diskussion auf europäischer
Ebene abgewartet werden. Auf keinen

Fall darf der Aufbau des KDD zur „ar-
beitszeitrechtlichen Spielwiese“ werden,
auf der sich der eine oder andere Projekt-
verantwortliche gerne verwirklichen wol-
le. Es nütze auch nichts, wenn in Work-
shops Leute diskutieren, die in diesen
Modellen gar nicht arbeiten werden/wol-
len. Wir plädierten für den Start im lan-
deseinheitlichen Wechselschichtdienst.
Dann können sich die tatsächlich Betrof-
fenen mit Dienststelle und Personalrat
auf neue Modelle einigen. Allerdings
müssen sich auch diese an Arbeitszeit-
und Arbeitsschutzrichtlinien orientieren.
Außerdem habe die Vergangenheit ge-
zeigt, das flexible Arbeitszeitmodelle nur
mit einem Koordinator (= Kümmerer),
der für Gerechtigkeit sorgt, funktioniert
haben. Ltd. KD Schatz zeigt sich grund-
sätzlich für neue Modelle offen, solange
sie von den Betroffen kommen bzw. ge-
wollt sind. Ihm sei klar, dass es nur „mit
den Mitarbeitern/-innen gehe.“

Weitere Themenbereiche waren das
Tarifpersonal und die Polizeiverwaltung.
Insbesondere bei unseren Tarifbeschäf-
tigten sind Sozialverträglichkeit und Zu-
mutbarkeit besonders sorgfältig zu prü-
fen. Dabei müssen die Projektverant-
wortlichen schon im Vorfeld ihrer Über-
legungen sorgfältig agieren und argu-
mentieren. Ansonsten ist mit einer Kün-
digungswelle zu rechnen. Äußerungen,
wie oben beispielhaft erwähnt, sind kon-
traproduktiv und sorgen für zusätzliche
Unruhe. Eine sozialverträgliche, flexible
Umsetzung war bereits bei früheren Re-
formvorhaben möglich. Schatz sieht auch
hier Spielraum vor Ort. Er verweist u. a.
auf die Möglichkeit von Telearbeitsplät-
zen und erwartet, dass einheitliche An-
reize geschaffen werden. Ähnliches gilt
für die Verwaltungsbeamten/-innen.
Sollten hier keine Perspektiven eröffnet
werden, ist ebenfalls eine Abwande-
rungswelle zu befürchten. Wir fordern
zeitnahe Gespräche, um Ängste zu neh-
men und Wertschätzung zu vermitteln.
Neben allen anderen (wichtigen) Aufga-
ben darf das Problem nicht aus den Au-
gen verloren werden, sonst wird „Polizei
zukünftig nicht mehr funktionieren“.

Mit dem gemeinsamen Ansatz, die
Fehler der Reorganisation der Polizei
(z. B. Fachaufsicht wieder zu K) rückgän-
gig und den Stellenwert der Kriminalpo-
lizei wieder anzuheben und damit wieder
attraktiver zu machen, gingen wir nach
einem 3-stündigen intensiven Austausch
auseinander. Wir gehen jedoch davon
aus, dass wir uns in gleicher Besetzung
bald wieder sehen. Zu groß sind die ge-
planten Veränderungen und die zu er-
wartenden Auswirkungen. LAD

Fortsetzung von Seite 3
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LV Rüdiger Seidenspinner, Projektleiter Ltd.
KD Schatz und KR Ebert

Aufmerksam – Jürgen Hagdorn und Robert
Silbe
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Annette Geiger, dienstlich bei der Kri-
minalpolizei Ludwigsburg zuhause, wur-

de am 24. 1.
2013 zur neu-
en Vorsitzen-
den der Lan-
desfrauen-
gruppe BW
gewählt.

Die 31-Jäh-
rige tritt ver-
früht die Nach-
folge der bis-
herigen Vor-
sitzenden Ni-
cole Minge,

Polizeidirektion Konstanz, an, welche
aus privaten Gründen zurücktrat.

Nicole Minge bleibt jedoch tatkräfti-
ges Mitglied des Landesfrauenvorstan-
des der GdP BW.

Neue Vorsitzende
der Landesfrauen-

gruppe

LANDESJOURNALBaden-Württemberg
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Arbeitnehmerinnenempfang
des DGB in Stuttgart

Am 2. 2. 2013 fand der alljährliche Ar-
beitnehmerinnenempfang des DGB Ba-
den-Württemberg im DGB-Haus in
Stuttgart statt. Hier waren auch wie im-
mer die Landesfrauen der GdP BW ver-
treten.

Durch die Bundesfrauenvorsitzende
der GdP und Vorsitzende des DGB-
Bezirksfrauenvorstandes, Dagmar Hölzl,
wurden die Teilnehmerinnen begrüßt.

Danach erfolgte eine Darbietung des
musikalisch-feministischen Duos „Frau-
engold“, welche mit dem 50er-Jahre-
Frauenbild gekonnt kokettierte.

Christiane Benner, geschäftsführen-
des Vorstandsmitglied der IG-Metall,
brachte in ihrer Rede zum Ausdruck,
dass sich Frauen schon seit Langem dafür
engagieren, dass es kein Machtgefälle
zwischen den Geschlechtern, sondern
Gleichheit gibt. So soll jede Frau und je-
der Mann fähig sein, eigenständig die
Existenz zu sichern, ohne dabei auf ein

bestimmtes Lebensmodell festgelegt zu
werden. Hier bestehe auch bei den Ge-
werkschaften noch Nachholbedarf!

Zum Schluss wurde die stellvertreten-
de DGB-Landesvorsitzende Marion von
Wartenberg verabschiedet. Sie wurde am
26. 2. 2013 zur Staatssekretärin im Kul-
tusministerium Baden-Württemberg er-
nannt.

V. l. n. r.: Elke Runow, Uschi Maunz, Laura
Melilli, Annette Geiger, Rita Henn, Dagmar
Hölzl, Renate Pfeifer

AUS DEN KGAUS DEM LANDTAG

Seniorenstamm-
tisch der GdP-KG

Heilbronn
Die Senioren der GdP-Kreisgruppe

Heilbronn treffen sich zum Stammtisch
am Montag, dem 13. Mai 2013, um 14.30
Uhr in der Kantine Polizeidirektion/
Finanzamt Heilbronn. ew

Anhörung zur Polizeireform und zur
sozialverträglichen Umsetzung

Im März hatte die CDU-Landtagsfrak-
tion zu einer Anhörung zur Polizeireform
und zur sozialverträglichen Umsetzung
eingeladen. Der Fraktionsvorsitzende
der CDU, Peter Hauk, begann seine Be-
grüßung damit, dass der Union jedes Ver-
ständnis dafür fehlt, dass das Tarifergeb-
nis nicht zeit- und inhaltsgleich für die
Beamtinnen und Beamten übernommen
werde. (Anm. der Red. – damit unter-
scheidet sich die CDU überhaupt nicht
von den anderen bisherigen Oppositions-
parteien). Haug und der Innenpolitische
Sprecher Thomas Blenke kritisierten die
Reform und stellten die Notwendigkeit
in Frage, nach dem Motto – Warum, bis-
her war doch alles gut –.

Als sog. Experten waren die Vorsit-
zenden der DPolG, Joachim Lautensack,
des BdK, Manfred Klumpp, und unser
Vorsitzender Rüdiger Seidenspinner ge-
laden.

Obwohl nicht davon auszugehen war,
dass im Plenum nur Befürworter der Po-
lizeireform saßen, zumal im Vorfeld der

Veranstaltung auch eine Versammlung
der DBB-Personalräte im Landtag statt-
gefunden hatte, ging Rüdiger Seidenspin-
ner in seiner Stellungnahme darauf ein,
dass die GdP die Reform kritisch, aber
konstruktiv begleiten wolle.

Das Manuskript der Rede von Rüdi-
ger Seidenspinner wurde zur Zusammen-
fassung der Veranstaltung an die CDU-
Landtagsfraktion gesandt. wki
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Unter diesem Motto fand am 22. März
eine Medienkonferenz auf dem Motor-
schiff Europa auf dem Neckar bei Hei-
delberg statt, zu der zahlreiche Journa-
listen eingeladen waren.

Den Anfang der Veranstaltung über-
nahm unser Kollege Christian Beck, alias
Chri Be (Gecko), der live mit seinem bis
über die Grenzen von Baden-Württem-
berg hinaus bekannt gewordenen Rap-
Song (in YouTube mittlerweile über eine
Viertel- million Clicks) „Auch nur ein
Mensch“ auf die Thematik einstimmte.

Nach der Begrüßung durch den Ge-
schäftsführer der GdP, Ralf Knospe, ging
Innenminister Gall in seinem Kurzrefe-
rat darauf ein, dass Baden-Württemberg
eines der sichersten Länder sei und in der
Kriminalstatistik als gute Tendenz z. B.
die sinkende Jugendkriminalität festzu-
stellen sei. Weniger erfreulich sei die stei-
gende Gewalt gegen Polizeibeamtinnen
und Polizeibeamte. Deshalb habe er auch
kein Verständnis für Presseartikel, wie
jüngst in der F.A.S. und FAZnet unter
der Überschrift „Gewalt gegen Polizis-
ten, heule, heule Gänschen“, und warnt
auch vor solchen vermeintlichen Wahr-
heiten. Bei der Thematik sollten vor al-

lem Journalisten den objektiven Blick
bewahren.

Belastbare Zahlen seien z. B. auf der
KFN-Studie zu bekommen, es sei traurig,
dass jeden Tag in der BRD rein rechne-
risch fünf Polizistinnen und Polizisten im
Dienst eine Verletzung erleiden. Ebenso
seien steigende Zahlen bei den Zuwen-
dungen durch die Polizeistiftung festzu-
stellen. Der Anstieg der Gewalt sei kein
Phänomen z. B. von geschlossenen Ein-
heiten, sondern sei bei allen Einsatzarten
der Polizei festzustellen. Gewalt gegen
Polizistinnen und Polizisten finde
schwerpunktmäßig in den Abend- und
Nachtstunden und an Wochenenden
statt, bei über 70% der Gewaltübergriffe
seien die Täter alkoholisiert. Häufiger als
früher treffen Polizisten auf hohes Ge-
waltpotenzial, oftmals auf bewaffnete
Täter. Über die Hälfte der Angriffshand-
lungen passierten während sog. Deeska-
lierungshandlungen, wie z. B. bei Haus-
streitigkeiten.

Der Innenminister stellte als Lösungs-
ansatz drei Punkte vor.
1. Respekt und Anerkennung.
2. Sicher und stark (darunter gehört z. B.

das Einsatztraining, sog. Handlungs-
kompetenz – wie wirke ich auf den an-
deren).

3. Verbündete und Vernetzung der Poli-
zei (hierzu sei z. B. vorstellbar, dass
sich Profifußballer nicht bei den Ultras
oder Hooligans bedanken, sondern
vielleicht auch bei den Polizistinnen
oder Polizisten, die ständig für die Si-
cherheit in und um die Stadien sorgen.
Polizeidirektor Dieter Schäfer vom PP

Mannheim berichtete über die Kurden-
einsätze im September 2012 in Mann-
heim und schilderte als verantwortlicher
Einsatzleiter, wie es zu der Gewalteskala-
tion kommen konnte, bei der 71 Kolle-
ginnen und Kollegen verletzt wurden.

„Gewalt gegen Polizeibeamte“
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In der Mittagspause nutzten die Journalisten
die Zeit für Fragen und Interviews, hier
Innenminister Gall im Interview mit einer
Journalistin

zur Beförderung zum/zur:
Polizeihauptkommissar A 12
Tuttlingen: Ludwig Frech.
Polizeihauptkommissar A 12
Rems-Murr: Herbert Vobornik.
Kriminaloberkommissarin
Ortenaukreis: Christine Werner.
Polizeihauptmeister mit Zulage
Bepo-Böblingen: Thomas Denning.
Rems-Murr-Kreis: Dieter Wistuba.
Polizeihauptmeister
Hohenlohekreis: Peter Gerlach.
Tübingen PD: Erdinc Killic.
Polizeiobermeister/-in
Rems-Murr-Kreis: Lisa Weckerle, Stefan
Strobel.
Es traten in der Ruhestand:
Bepo-Biberach: Wolfgang Hirth.
Bepo-Bruchsal: Hanspeter Hörner.
Bepo-Göppingen: Rainer Maier.
Bodenseekreis: Franz Doering.
Karlsruhe PP: Klaus-Rainer Orth, Uwe
Kaesler.
Landeskriminalamt: Werner Wondra.
Rottweil: Manfred Fiesel.
Ortenaukreis: Gerhard Boschert, Bern-
hard Höfler.
Stuttgart PP: Werner Hoppe, Manfred
Schlecht.

(Zusammengestellt v. A. Burckhardt)

PERSONALMITTEILUNGEN

Die GdP gratuliert
herzlich

Die Junge Gruppe präsentierte den Journa-
listen die Körperschutzausstattung (KSA),
hier im Gespräch mit Innenminister
Reinhold Gall

Christian Beck alias Chri Be (Gecko)

Aufmerksame Zuhörer beim Vortrag von
PD Dieter Schäfer

Dr. Uwe Schlosser, Generalstaatsan-
walt aus Karlsruhe, der als Vertreter der
Justiz eingeladen war, berichtete über ei-
ne ebenfalls steigende Gewalt gegenüber
der Staatsanwaltschaft, den Gerichten
und den Justizvollzugsbeamtinnen und
-beamten.

Peter Jamin, Journalist und Schriftstel-
ler, rundete die Veranstaltung mit seiner
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Buchlesung „Abgeknallt – Gewalt gegen
Polizisten“ ab.

Für die GdP nahm Rüdiger Seiden-
spinner Stellung (Anm. der Red.: Aus
Platzgründen wird die komplette Rede in
einer der nächsten Ausgaben veröffent-
licht). Die GdP habe anhand der von Be-
troffenen eingereichten Rechtsschutzan-
träge festgestellt, dass nicht nur die Kör-
perverletzungen, sondern auch die Belei-
digungen gegenüber Polizistinnen und

Polizisten enorm zugenommen habe. Er
stellt klar, dass diese Beleidigungen kein
Berufsrisiko sind, welches die Kollegin-
nen und Kollegen ertragen müssen.

Bulle und All Cops Are Bastards
(A.C.A.B.) sind keine Ehrenbezeichnung
sondern Beleidigungen und sind auch

durch keine noch so feinen juristischen
Winkelzüge zu tolerieren, denn sie zeigen
deutlich eine Einstellung, die nicht ak-
zeptabel ist. Die GdP habe alle Fußball-
vereine in Baden-Württemberg bis zur
3. Liga angeschrieben. Über die Antwor-
ten werde berichtet.
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Christian Beck alias Chri Be (Gecko) über-
reicht Innenminister Reinhold Gall eine CD
des Rap „Auch nur ein Mensch“.

– Wir fordern einen eigenen Straftatbestand des § 115 StGB
– Wir fordern eine gesellschaftliche Ächtung der Gewalt gegen Polizistinnen und

Polizisten
– Wir fordern ein Verbot von A.C.A.B. und allen anderen beleidigenden Äußerun-

gen in den Fußballstadien
– Wir fordern eine wissenschaftliche Untersuchung, wie es zu dieser Gewalt

kommt
– Wir fordern auch weiter ein Alkoholkonsumverbot im öffentlichen Raum, wel-

ches ein Instrument sein könnte, um Straftaten entgegenzuwirken. (Dass so etwas
positiv sein kann, beweise das Alkoholverkaufsverbot an Tankstellen. Im Umfeld
von Tankstellen seien in den meisten Fällen die Straftaten deutlich zurückgegan-
gen)

– Wir fordern eine Verbesserung des dienstlichen Rechtsschutzes
– Wir fordern die Anerkennung unserer Arbeit auch in der Besoldung

Nachdem die zahlreichen Fragen der anwesenden Journalisten beantwortet waren,
stellte Rüdiger Seidenspinner nachfolgenden GdP-Forderungskatalog auf:
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